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2. Satzung 
zur Änderung des Gebührentarifs zur 

Friedhofsgebührensatzung der Stadt Visselhövede 
 

Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) und der §§ 4 und 5 des Nds. Kommunalab-
gabengesetzes (NKAG), jeweils in der z.Zt. geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Visselhövede in seiner Sitzung am 
21.04.2009 nachstehende Änderung des Friedhofsgebührentarifs beschlossen: 
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§ 1 
 
Im Gebührentarif werden die Ziffern 2.4 und 3.5 neu aufgenommen. Sie erhalten folgende Fassung:  
 
2.4 Anonymes Reihengrab  für Personen gem. § 17 483,00 € 
 der Friedhofssatzung einschließlich der Friedhofs- 
 unterhaltungsgebühr 
      
3.5 Urnenbeisetzung im Ruhepark (einschließlich der Friedhofs- 585,00 € 
 unterhaltungsgebühr) 
 
 zusätzliche Kosten für eine Namensplatte 50,00 € 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.06.2009 in Kraft. 
 
Visselhövede, den 21.04.2009 
 
Stadt Visselhövede 
Die Bürgermeisterin 
Strehse    (L. S.) 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 

3. Änderungssatzung zur Friedhofssatzung 
 der Stadt Visselhövede vom 24.02.2005 

 
Aufgrund der §§ 6, 8 und 40 der Nds. Gemeindeordnung hat der Rat der Stadt Visselhövede in seiner Sitzung am 
21.04.2009 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 13 (Allgemeines) erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte nur nach dieser Satzung er-
worben werden. 
 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 
 
 a) Reihengrabstätten 
 
 b) Reihengrabstätten im Rasen 
 
 c) Wahlgrabstätten 
 
 d) Urnenwahlgrabstätten 
 
 e) Anonyme Urnenreihengrabstätten im Rasen 
 
 f) Urnenreihengrabstätten im Rasen 
 
 g) Urnengrabstätten im „Ruhepark“ 
 
(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimmten Grabstätte 
 
(4) Aus dem erworbenen Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und Pflege der Grabstätte 
 
§ 16 (Beisetzung von Aschen) erhält folgende Fassung: 
 
(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in 
 
 a) anonyme Urnenreihengrabstätten im Rasen 
 
 b) Urnenreihengrabstätten im Rasen 
 
 c) dem „Ruhepark“ 
 
 d) Urnenwahlgrabstätten 
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 e) Grabstätten für Erdbestattungen (§ 13 Abs. 2 c) 
 
(2) Die Beisetzung wird nur unterirdisch gestattet, und zwar in einer Tiefe von mindestens 0,65 m. 
 
(3) Die Grabstätten haben folgende Maße: 
 
 a) anonyme Urnenreihengrabstätte 0,75 m Länge  0,75 m Breite 
 
 b) Urnenreihengrabstätte im Rasen 1,00 m Länge  1,00 m Breite 
 
 c) Grabstätte im Ruhepark  0,75 m Länge  0,75 m Breite 
 
 d) Urnenwahlgrabstätte  1,50 m Länge  1,50 m Breite 
 
(4) Urnenwahlgrabstätten sind Grabstätten für die Beisetzung von Aschen, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für 
die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Es können bis zu 6 Urnen beigesetzt werden. Soweit sich aus 
dieser Satzung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschriften für (Erd-) Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnen-
wahlgrabstätten.  
 
(5) In anonymen Urnenreihengrabstätten und Urnenreihengrabstätten im Rasen werden Urnen der Reihe nach innerhalb 
einer Fläche von 0,75 x 0,75 m bzw. 1,00 x 1,00 m je Urne für die Dauer der Ruhezeit beigesetzt. Die anonymen 
Urnenreihengrabstätten werden nicht gekennzeichnet. Sie werden vergeben, wenn dieses dem Willen des Verstorbenen 
entspricht.  
Bei den Urnenreihengrabstätten im Rasen kann von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, eine Grabplatte in das 
Rasengrab einzulassen, die kein Hindernis für die Rasenpflege darstellt. Die Maße dieser Platte sowie Datenumfang, 
Schriftgröße- und art werden seitens der Friedhofsverwaltung vorgegeben. Ob von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 
werden soll, entscheidet diejenige/derjenige, die/der die Bestattung beauftragt hat. Sie/er hat den Auftrag an die 
Steinmetzfirma zu erteilen und die Kosten zu tragen. 
Soweit sich nicht aus dieser Satzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für (Erd-) Reihengrabstätten entspre-
chend auch für anonyme Urnenreihengrabstätten im Rasen und Urnenreihengrabstätten im Rasen. Es darf kein 
Schmuck o.ä. auf die Grabstätten gelegt werden. 
 
(6) Der Ruhepark auf dem Gelände des Friedhofes in Visselhövede wird von der Stadt gestaltet und unterhalten.  Die 
Bepflanzung und Gestaltung wird nach Bedarf entwickelt und fortgeführt.  
Im Ruhepark dürfen nur vergängliche Urnen beigesetzt werden. Die Grabstätten sind nicht gekennzeichnet. Das Nut-
zungsrecht wird auf Antrag im Todesfall für die Dauer der Ruhefristen verliehen. Eine Verlängerung des Nutzungsrechtes 
ist grundsätzlich nicht möglich.  
Auf den Urnengrabstätten dürfen keine Grabmale errichtet oder Anpflanzungen vorgenommen werden. Auf Antrag des 
Nutzungsberechtigten kann eine namentliche Kennzeichnung an einer zentralen Gedenksäule erfolgen. Die einheitliche 
namentliche Kennzeichnung wird von der Friedhofsverwaltung gegen eine Gebühr gestellt. 
 
Soweit sich aus dieser Satzung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschriften für (Erd-) Reihengrabstätten entsprechend 
auch für den Ruhepark. 
 
(7) Der Ablauf der Ruhefrist bei Wahlgrabstätten beendet auch das Nutzungsrecht für die Urnen. In diesen Fällen hat die 
Stadt das Recht, die beigesetzten Urnen zu entfernen. Die Urnen werden dann an geeigneter Stelle des Friedhofes in 
würdiger Weise der Erde übergeben. 
 
§ 17 (Begräbnis für Obdachlose und sozialschwache Personen) erhält folgende Fassung: 
 
(1) Obdachlose oder sozialschwache Personen, die bei ihrem Ableben in der Stadt Visselhövede gewohnt haben bzw. im 
Stadtgebiet verstorben sind und keine Angehörigen oder verwertbares Vermögen vorhanden ist, werden grundsätzlich 
auf anonymen Gräberfeldern  beigesetzt. 
 
(2) Die Kosten werden dem/der Anzeigenden der Beisetzung in Rechnung gestellt. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt zum 01.06.2009 in Kraft. 
 
Visselhövede, den 21.04.2009 
 
Stadt Visselhövede 
Die Bürgermeisterin 
Strehse    (L. S.) 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
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13. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Visselhövede 
über die Gebühren für die Beseitigung von Abwasser 

aus Grundstücksabwasseranlagen 
(Gebührensatzung für Grundstücksabwasseranlagen) 

 
 
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) i. d. F. vom 28.10.2006 (Nds. 
GVBl. S. 473), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.12.2006 (Nds. GVBl. S. 575), und § 149 Abs. 1 des Nds. Wasser-
gesetzes (NWG) i. d. F. vom 10.06.2004 (Nds. GVBl. S. 171), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.04.2007 (Nds. GVBl. 
S. 144) und § 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i. d. F. vom 23.01.2007 (Nds. 
GVBl. S. 41) hat der Rat der Stadt Visselhövede in seiner Sitzung am 21.04.2009 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

Die Satzung der Stadt Visselhövede über Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstücksabwasseranlagen 
vom 17.10.1996 wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
Die Benutzungsgebühr beträgt für die Abwasserbeseitigung: 
 
a) aus Hauskläranlagen 22,45 EUR/m³ 
b) aus abflusslosen Sammelgruben 7,67 EUR/m³ 

 
§ 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
Für Entsorgungseinsätze in der Zeit von Montag bis Freitag zwischen 20:00 Uhr und 07:00 Uhr und an Sonnabenden, 
Sonntagen sowie an Feiertagen beträgt die Benutzungsgebühr: 
 
a) aus Hauskläranlagen 
 Für den ersten m³ 547,60 EUR/m³ 
 Für jeden weiteren angefangenen m³ 93,32 EUR/m³ 
 
b) aus abflusslosen Sammelgruben 
 Für den ersten m³ 537,71 EUR/m³ 
 Für jeden weiteren angefangenen m³ 83,43 EUR/m³ 

 
Artikel 2 

 
a) Die Satzungsregelung in § 2 Absatz 1  tritt rückwirkend zum 1. Januar 2009 in Kraft. 
 
b) Die Satzungsregelung in § 2 Absatz 2  tritt  zum 1. Mai 2009 in Kraft. 
 
Visselhövede, den 21.04.2009 
 
Strehse    (L.S.) 
Bürgermeisterin 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 

Haushaltssatzung 
der Samtgemeinde Sittensen für das Haushaltsjahr 2009 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Samtgemeinde Sittensen in der Sitzung am 
16.12.2008 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 beschlossen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 7.129.900 € 
 in der Ausgabe auf  7.129.900 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 2.212.500 € 
 in der Ausgabe auf  2.212.500 € 
 
festgesetzt. 
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§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und für Investitionsförderungsmaßnahmen 
(Kreditermächtigung) wird auf 200.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2009 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Hebesatz der Samtgemeindeumlage wird nach den Bemessungsgrundlagen für die Kreisumlage für das Haus-
haltsjahr 2009 auf 45 v. H. festgesetzt. 
 
Sittensen, 16. Dezember 2008 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Tiemann    (L. S.) 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 71 Abs. 2 NGO in Verbindung mit § 15 Abs. 6 NFAG, § 76 Abs. 2 und § 92 Abs. 2 NGO erforderliche Ge-
nehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 23.04.2009 unter dem Aktenzeichen 20/3:2-1/100 erteilt 
worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Rathaus in Sittensen während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Sittensen, den 15. Mai 2009 
 
Samtgemeinde Sittensen 
Der Samtgemeindebürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 

 
Haushaltssatzung 

der Gemeinde Helvesiek für das Haushaltsjahr 2009 
 

Aufgrund der §§ 40 und 84 ff. der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Helvesiek in der 
Sitzung am 16.03.2009 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 550.200 € 
 in der Ausgabe auf  550.200 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 117.200 € 
 in der Ausgabe auf  117.200 € 
 
festgesetzt. 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
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§ 4 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2009 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 90.000,00 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2009 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 500 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 400 v. H. 

2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
Helvesiek, den 16.03.2009 
 
Müller    (L. S.) 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Helvesiek während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Helvesiek, den 15. Mai 2009 
 
Gemeinde Helvesiek 
Der Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Seedorf für das Haushaltsjahr 2009 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Seedorf in der Sitzung am 
12.03.2009 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 495.500,00 € 
 in der Ausgabe auf  495.500,00 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 89.300,00 € 
 in der Ausgabe auf  89.300,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

 
§ 4 

 
Kassenkredite werden nicht beansprucht. 
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§ 5 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2009 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 430 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 365 v. H. 

2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
 
Seedorf, 19.03.2009 
 
Hinck 
Bürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Gemeindebüro in Seedorf während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Seedorf, den 15. Mai 2009 
 
Gemeinde Seedorf 
Der Bürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Selsingen für das Haushaltsjahr 2009 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Selsingen in der Sitzung am 
18.03.2009 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 2.157.500,00 € 
 in der Ausgabe auf  2.157.500,00 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 1.457.000,00 € 
 in der Ausgabe auf  1.457.000,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Kassenkredite werden nicht beansprucht. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2009 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 440 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 380 v. H. 

2. Gewerbesteuer 340 v. H. 
 
Selsingen, 18.03.2009 
 
Borchers 
Gemeindedirektor 
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Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Rathaus  in Selsingen während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Selsingen, den 15. Mai 2009 
 
Gemeinde Selsingen 
Der Gemeindedirektor 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Sittensen für das Haushaltsjahr 2009 

 
Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Sittensen in der Sitzung am 
17.02.2009 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 7.280.300 € 
 in der Ausgabe auf  7.280.300 € 
 
im Vermögenshaushalt in der Einnahme auf 2.318.000 € 
 in der Ausgabe auf  2.318.000 € 
 
festgesetzt. 

 
§ 2 

 
Kredite für Investitionen und für Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 
§ 4 

 
Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite, die im Haushaltsjahr 2009 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 1.000.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2009 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 380 v. H. 
 b) für die Grundstücke  (Grundsteuer B) 380 v. H. 

2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 
Sittensen, den 17.02.2009 
 
Der Gemeindedirektor 
Tiemann    (L.S.) 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Tagen 
zur Einsichtnahme im Rathaus in Sittensen während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
Sittensen, den 15. Mai 2009 
 
Gemeinde Sittensen 
Der Gemeindedirektor 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
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Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes Nr. 4 „Am Dorffeld II, 1. Änderung" 

in der Gemeinde Tiste 
 
Der Rat der Gemeinde Tiste hat in seiner Sitzung am 06.05.2009 den Bebauungsplan Nr. 4 Am Dorffeld II, 1. Änderung" 
bestehend aus der Änderungssatzung und den örtlichen Bauvorschriften sowie der dazugehörigen Begründung gemäß 
§ 1 Abs. 3 und § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit § 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung 
(NGO) als Satzung beschlossen. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich. Die genauen 
Grenzen des Plangebietes gehen verbindlich aus den Eintragungen im Bebauungsplan hervor. 

 
 
 
 
 
Mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Absatz 3 BauGB tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
Der Bebauungsplan mit Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung liegen vom Tage der Veröffentlichung an 
im Rathaus der Samtgemeinde Sittensen, Am Markt 11, 27419 Sittensen, zu jedermanns Einsicht aus. 
Es wird gemäß § 215 Abs. 2 BauGB darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
sowie nach § 214 Abs. 3 BauGB Mängel des Abwägungsvorganges dann unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, 
ist darzulegen. 
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Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie Absatz 4 BauGB über die Entschädigung von durch die 
Aufstellung des Bebauungsplans eingetretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Tiste, den 07.05.2009 
 
Gemeinde Tiste 
Der Bürgermeister 
Glattfelder 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 
 
C. Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 
 

Satzung 
zur 2. Änderung der Satzung des Unterhaltungsverbandes 

Obere Wümme 
 
Aufgrund der §§ 6, 47 und 49 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I. S. 405), geändert 
durch das Erste Gesetz zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), hat der Ver-
bandsausschuss des Unterhaltungsverbandes Obere Wümme  am 01. März 2007 folgende Satzungsänderung be-
schlossen: 
 

§ 1 
 
§ 37, Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
1. Für die Rechtsbehelfe gelten die allgemeinen Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit dem 

Niedersächsischen Ausführungsgesetz zur Verwaltungsgerichtsordnung. 
 

§ 2 
 
§ 37, Abs. 2, 3 und 4 werden aufgehoben. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) in Kraft. 
 
Rotenburg, den 01.03.2007 
 
Claus Riebesehl 
Verbandsvorsteher 
 
Die vorstehende Satzung des Unterhaltungsverbandes Obere Wümme wurde am 07.05.2009 genehmigt und tritt mit der 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 

Satzung 
zur 2. Änderung der Satzung des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes 

Mittlere Wümme 
 
Aufgrund der §§ 6, 47 und 49 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I. S. 405), geändert 
durch das Erste Gesetz zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), hat der Ver-
bandsausschuss des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Mittlere Wümme am 08. März 2007 folgende 
Satzungsänderung beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 37, Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
1. Für die Rechtsbehelfe gelten die allgemeinen Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit dem 

Niedersächsischen Ausführungsgesetz zur Verwaltungsgerichtsordnung. 
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§ 2 
 
§ 37, Abs. 2, 3 und 4 werden aufgehoben. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) in Kraft. 
 
Rotenburg, den 08.03.2007 
 
Gerhard Lohmann 
Verbandsvorsteher 
 
Die vorstehende Satzung des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Mittlere Wümme wurde am 07.05.2009 
genehmigt und tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 

Satzung 
zur 3. Änderung der Satzung des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes 

Mittlere Wümme 
 
Aufgrund der §§ 6, 47 und 49 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405), geändert 
durch das Erste Gesetz zur Änderung des Wasserverbandsgesetzes vom 15. Mai 2002 (BGBl. I. S. 1578), wird vom Ver-
bandsausschuss des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Mittlere Wümme gemäß Umlaufbeschluss fol-
gende Satzung zur 3. Änderung der Satzung des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Mittlere Wümme vom 
14. Februar 1996 beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 34 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Beitragspflicht besteht für alle zum Verband gehörenden Flächen. 
 
(2) Die Beitragslast verteilt sich auf die Mitglieder im Verhältnis der Flächen, mit denen sie am Verbandsgebiet beteiligt 

sind. 
 
(3) Von denjenigen Mitgliedern, auf deren Flächen nach dem Beitragsverhältnis ein Beitrag unterhalb des Hektarsatzes 

entfiele, wird ein Mindestbeitrag in Höhe des Hektarsatzes, höchstens jedoch 25,00 € erhoben. 
 
(4) Der Verband hebt Beiträge für die Erschwernis der Unterhaltung nach Veranlagungsregeln, die als Anlage Bestand-

teil dieser Satzung sind. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2009 in Kraft. 
 
Rotenburg, den 09. April 2009 
 
Gerhard Lohmann 
Verbandsvorsteher 
 
Die vorstehende Satzung des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Mittlere Wümme wurde am 07.05.2009 
genehmigt und tritt rückwirkend zum 1. Januar 2009 in Kraft. 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 

Anlage zu § 34, Absatz 4 der Verbandssatzung 
Veranlagungsregeln für die Erhebung zusätzlicher Beiträge 

für die Erschwerung der Unterhaltung 
(§ 101, Absatz 3, Satz 4, Niedersächsisches Wasserverbandsgesetz) 

 
1. Zusätzlicher Beitrag für Versiegelungen 
a) Für eine versiegelte Fläche, die im Liegenschaftskataster mit einer der folgenden Bezeichnungen und der 

entsprechenden Kennung eingetragen ist, wird nach Maßgabe der in Spalte 2 enthaltenen Begriffsbestimmung 
ein zusätzlicher Beitrag zum Flächenbeitrag mit dem angegebenen Mehrfachen des Hektarsatzes erhoben.  
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aa) Leicht versiegelte Flächen:  
 
 einfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung 
1 2 3 
Sportfläche Unbebaute Fläche, die dem Sport dient. 21 410 
Freibad (Schwimmbad, 
Freibad) 

Differenzierte Sportfläche aus 21 410: Freizeit- und Erholungsfläche, die als 
Schwimmbad, Freibad genutzt wird. 

21 416 

Grünanlage Unbebaute Fläche, die der Erholung dient 21 420 
Campingplatz Unbebaute Fläche, die als Zelt- oder Wohnwagenplatz genutzt wird 21 430 
Gartenland Fläche, die dem Gartenbau dient, soweit sie für eine Saat-, Pflanz- oder 

Baumschule genutzt wird 
21 630 

Übungsgelände Unbebaute Fläche, die Übungs- oder Erprobungszwecken dient 21 910 
Verkehrsübungsplatz Differenziertes Übungsgelände aus 21 910: Freizeit- und Erholungsfläche, 

die als Verkehrsübungsplatz genutzt wird 
21 911 

Dressurplatz (Sportan-
lage Reiten) 

Differenziertes Übungsgelände aus 21 910: Sportanlage zum Reiten 21 912 

Militärisches Übungs-
gelände (Truppen-
übungsplatz, Standort-
übungsplatz) 

Differenziertes Übungsgelände aus 21 910: Fläche, die als Truppen-
übungsplatz, Standortübungsplatz dient 

21 913 

Anderes Übungsge-
lände (Hundeübungs-
platz) 

Differenziertes Übungsgelände aus 21 910: Freizeit- und Erholungsfläche, 
die als Hundeübungsplatz genutzt wird 

21 919 

Schutzfläche Unbebaute Fläche, die dem Schutz von Anlagen oder Landschaftsteilen 
dient 

21 920 

Damm (Damm, Wall, 
Deich mit Grünland) 

Differenzierte Schutzfläche aus 21 920: Landwirtschaftsfläche mit Grünland, 
die als Damm, Wall, Deich genutzt wird 

21 925 

Historische Anlage Fläche mit historischen Anlagen, die nicht der Gebäude- und Freifläche 
zugeordnet werden kann 

21 930 

Friedhof Unbebaute Fläche, die zur Bestattung dient oder nach allgemeiner Auffas-
sung als Friedhof zu beurteilen ist 

21 940 

 
bb) Mitteldicht versiegelte Flächen: 
  
 zweieinhalbfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung 
1 2 3 
Betriebsfläche  
Abbauland 

Unbebaute Fläche, die durch Abbau der Bodensubstanz genutzt wird 21 310 

Anderes Abbauland 
(ungenutzt) 

Differenzierte Betriebsfläche Abbauland ungenutzt aus 21 360: Tagebau, 
Grube, Steinbruch, der außer Betrieb, stillgelegt oder verlassen ist 

21 319 

Betriebsfläche 
Halde 

Unbebaute Fläche, auf der aufgeschüttetes Material dauernd gelagert wird 21 320 

Andere Aufschüttung 
(ungenutzt) 

Differenzierte Betriebsfläche Halde ungenutzt aus 21 360: Halde, die außer 
Betrieb, stillgelegt oder verlassen ist 

21 329 

Betriebsfläche 
Lagerplatz 

Unbebaute Fläche, auf der Güter vorübergehend gelagert werden 21 330 

Anderer Lagerplatz (un-
genutzt) 

Differenzierte Betriebsfläche Lagerplatz ungenutzt aus 21 360: Lagerplatz, 
der außer Betrieb, stillgelegt oder verlassen ist 

21 339 

Betriebsfläche  
Versorgungsanlage 

Unbebaute Fläche, die der Versorgung dient 21 340 

Andere Versorgungs-
anlage (Betriebsfläche 
ungenutzt) 

Differenzierte Betriebsfläche Versorgungsanlage ungenutzt aus 21 360: 
Industrie- und Gewerbefläche, die der Versorgung dient und außer Betrieb, 
stillgelegt oder verlassen ist 

21 349 

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage 

Unbebaute Fläche, die der Entsorgung dient 21 350 

Andere Entsorgungs-
anlage (Betriebsfläche 
ungenutzt) 

Differenzierte Betriebsfläche Entsorgungsanlage ungenutzt aus 21 360: 
Industrie- und Gewerbefläche, die der Entsorgung dient und außer Betrieb, 
stillgelegt oder verlassen ist 

21 359 

Betriebsfläche unge-
nutzt 

Unbebaute Fläche, die nicht mehr bewirtschaftet wird 21 360 

Straße Unbebaute Fläche, die nach allgemeiner Auffassung als Straße zu be-
zeichnen ist 

21 510 

Straße Entspricht Schlüssel 510, jedoch mit angrenzender Begleitfläche, die Ver-
kehrsbegleitfläche ist 

21 51A 
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Weg Unbebaute Fläche, die nach allgemeiner Auffassung als Weg zu bezeichnen 

ist 
21 520 

Fußweg Differenzierter dominanter Weg aus 21 520: Fußweg ist ein Weg, der auf 
Grund seines Ausbauzustandes nur von Fußgängern zu begehen ist 

21 522 

Radweg Differenzierter dominanter Weg aus 21 520: Radweg ist ein Weg, der als 
besonders gekennzeichneter und abgegrenzter Teil einer Straße oder mit 
selbstständiger Linienführung für den Fahrradverkehr bestimmt ist 

21 524 

Fuß- und Radweg  Differenzierter dominanter Weg aus 21 520: Rad- und Fußweg ist ein Weg, 
der als besonders gekennzeichneter und abgegrenzter Teil einer Straße 
oder mit selbstständiger Linienführung ausschließlich für den Fahrrad- und 
Fußgängerverkehr bestimmt ist 

21 525 

Platz Unbebaute Fläche, die zum Abstellen von Fahrzeugen, Abhalten von 
Märkten oder für Veranstaltungen vorgesehen ist 

21 530 

Bahngelände Unbebaute Fläche, die dem schienengebundenen Verkehr dient 21 540 
Bahngelände Entspricht Schlüssel 21 540, jedoch mit Begleitfläche, die Verkehrsbegleit-

fläche ist 
21 54A 

Flugplatz Unbebaute Fläche, die dem Luftverkehr dient 21 550 
Flugplatz Entspricht Schlüssel 21 550, jedoch mit angrenzender Begleitfläche, die 

Verkehrsbegleitfläche ist 
21 55A 

Schiffsverkehr Unbebaute Fläche zu Lande, die dem Schiffsverkehr dient 21 560 
Verkehrsfläche unge-
nutzt 

Unbebaute Fläche, die dem Verkehr diente und nicht anders genutzt wird 21 580 

Verkehrsfläche unge-
nutzt 

Entspricht Schlüssel 21 580, jedoch mit angrenzender Begleitfläche, die 
Verkehrsbegleitfläche ist 

21 58A 

Verkehrsbegleitfläche Unbebaute Fläche, die innerhalb der Verkehrsfläche liegt, aber als eigen-
ständige Begleitfläche dient 

21 590 

Straße (Verkehrsbe-
gleitfläche Straße) 

Differenzierte Verkehrsbegleitfläche aus 21 590: Fläche, die innerhalb der 
Verkehrsfläche liegt, aber als eigenständige Begleitfläche dient 

21 591 

Bahngelände (Ver-
kehrsbegleitfläche 
Bahngelände) 

Differenzierte Verkehrsbegleitfläche aus 21 590: Fläche, die innerhalb der 
Verkehrsfläche liegt, aber als eigenständige Begleitfläche dient 

21 592 

Wasserstraße (Gewäs-
serbegleitfläche) 

Differenzierte Verkehrsbegleitfläche aus 21 590: Fläche, die innerhalb der 
Verkehrsfläche liegt, aber als eigenständige Begleitfläche dient 

21 594 

 
cc) Stärker versiegelte Flächen:  
 
 vierfacher Hektarsatz 
 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung 
1 2 3 
Gebäude und 
Freifläche Öffentliche 
Zwecke 

Gebäude und Freifläche, die der Erfüllung öffentlicher Aufgaben und der 
Allgemeinheit dient 

21 110 

Friedhof (Gebäude und 
Freifläche) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche öffentliche Zwecke aus 21 110: Ge-
bäude- und Freifläche, die zur Bestattung dient oder gedient hat und nach 
allgemeiner Auffassung als Friedhof zu beurteilen ist  

21 118 

Andere öffentliche Ein-
richtung (ungenutzt) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche öffentliche Zwecke ungenutzt aus 21 
290: Fläche besonderer funktionaler Prägung für öffentliche Zwecke  

21 119 

Gebäude- und Frei-
fläche 
Wohnen 

Gebäude- und Freifläche, die Wohnzwecken dient 21 130 

Andere Wohnanlage 
(ungenutzt) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche Wohnen ungenutzt aus 21 290: 
Wohnbaufläche ungenutzt 

21 139 

Gebäude- und Frei-
fläche 
Handel und Dienstleis-
tungen 

Gebäude und Freifläche, die Einrichtungen von Handel oder Dienstleistun-
gen dient 

21 140 

Andere Einrichtung für 
Handel und Dienstleis-
tung (ungenutzt) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche Handel und Dienstleistungen unge-
nutzt aus 21 290: Fläche für Handel und Dienstleistungen, die außer Be-
trieb, stillgelegt oder verlassen ist 

21 149 

Gebäude- und Freiflä-
che 
Gewerbe und Industrie 

Gebäude- und Freifläche, die gewerblichen oder industriellen Zwecken dient 21 170 

Andere Einrichtung für 
Gewerbe und Industrie 
(ungenutzt) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche Gewerbe und Industrie ungenutzt 
aus 21 290: Gewerbe und Industriefläche, die außer Betrieb, stillgelegt oder 
verlassen ist 

21 179 
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Gebäude- und Freiflä-
che 
Mischnutzung mit Woh-
nen 

Gebäude- und Freifläche, die Wohn- und anderen Nutzungen zugleich dient 21 210 

Gebäude- und Frei-
fläche zu Verkehrs-
anlagen 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, die der Abwicklung und 
Sicherheit des Verkehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche dient 

21 230 

(Gebäude- und Frei-
fläche zu) Straße 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen aus 21 230: 
Fläche für die Straße   

21 231 

(Gebäude- und Frei-
fläche zu) Schiene 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen aus 21 230: 
Fläche für den Bahnverkehr   

21 232 

(Gebäude- und Freiflä-
che zu) Luftfahrt 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen aus 21 230: 
Fläche für den Flugverkehr 

21 233 

(Gebäude- und Freiflä-
che zu) Schifffahrt 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen aus 21 230: 
Fläche für den Schiffsverkehr 

21 234 

(Gebäude- und Freiflä-
che zu) Parken 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen aus 21 230: 
Fläche zum Parken 

21 236 

Parken, privat (Straße 
ungenutzt) 
 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche andere Verkehrsanlage Straße un-
genutzt aus 21 290: Straßenfläche, die außer Betrieb, stillgelegt oder ver-
lassen ist 

21 238 

Andere Verkehrs-
anlage (Schiene 
ungenutzt) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche andere Verkehrsanlage, Schiene 
ungenutzt aus 21 290: Fläche zum Bahnverkehr, die außer Betrieb, stillge-
legt oder verlassen ist 

21 239 

Gebäude- und Freiflä-
che zu Versorgungs-
anlagen 

Gebäude- und Freifläche, die der Versorgung dient 21 250 

Andere Versorgungs-
anlage (Gebäude- und 
Freifläche ungenutzt) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche zu Versorgungsanlage ungenutzt 
aus 21 290: Industrie- und Gewerbefläche Versorgung, die außer Betrieb, 
stillgelegt oder verlassen ist 

21 259 

Gebäude- und Freiflä-
che zu Entsorgungs-
anlagen 

Gebäude- und Freifläche, die der Beseitigung von Abwasser oder Abfall 
dient 

21 260 

Andere Entsorgungs-
anlage (Gebäude- und 
Freifläche ungenutzt) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche zu Entsorgungsanlage ungenutzt 
aus 21 290: Industrie- und Gewerbefläche Entsorgung, die außer Betrieb, 
stillgelegt oder verlassen ist 

21 269 

Gebäude- und Freiflä-
che 
Land- und Forstwirt-
schaft 

Gebäude- und Freifläche, die der Land- oder Forstwirtschaft dient 21 270 

Gewächshaus (Gärtne-
rei) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche, Land- und Forstwirtschaft aus 21 
270: Betriebsfläche mit Gebäuden, Gewächshäusern und sonstigen Ein-
richtungen zur Aufzucht von Blumen und Gemüsepflanzen. 

21 274 

Andere Einrichtung der 
Land- und Forstwirt-
schaft (ungenutzt) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft ungenutzt 
aus 21 290: Wohn- und Betriebsfläche für Land- und Forstwirtschaft, die 
außer Betrieb, stillgelegt oder verlassen ist 

21 279 

Gebäude- und Freiflä-
che 
Erholung 

Gebäude- und Freifläche, die dem Sport, der Freizeit oder der Erholung 
dient 

21 280 

Kur (Gesundheit, Kur) Differenzierte Gebäude- und Freifläche Erholung aus 21 280: Fläche be-
sonderer funktionaler Prägung, die der Gesundheit oder Kur dienen 

21 284 

Andere Erholungsein-
richtung (ungenutzt) 

Differenzierte Gebäude- und Freifläche Erholung ungenutzt aus 21 290: 
Freizeit- und Erholungsfläche, die außer Betrieb, stillgelegt oder verlassen 
ist 

21 289 

Gebäude und 
Freifläche ungenutzt 

Gebäude und Freifläche, die nicht mehr baulich oder anders genutzt wird 21 290 

 
Im Fall der Neubezeichnung der Nutzungsflächen in der Systematik des Liegenschaftskatasters werden die Flächen den 
neuen Bezeichnungen zugeordnet, soweit damit keine Veränderung des Beitragsmaßstabes verbunden ist. 
 
b) 1Der Beitrag nach Buchstabe a wird auf Antrag der beitragspflichtigen Person nicht erhoben, wenn diese nachweist, 

dass die betroffene Fläche vollständig unversiegelt ist. 
 2Der Beitrag wird nicht oder nur teilweise erhoben, soweit das Niederschlagswasser auf den versiegelten Flächen 

genutzt wird.  
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
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D. Berichtigungen 
 

Berichtigung zur Bekanntmachung der Satzung 
zur 3. Änderung der Satzung des 

Unterhaltungsverbandes Obere Wümme 
vom 11. März 2009 

 
In der Bekanntmachung der Satzung zur 3. Änderung der Satzung des Unterhaltungsverbandes Obere Wümme vom 
11. März 2009 (Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) Nr. 8 vom 30.04.2009) muss es nach dem Satzungs-
text in der Veröffentlichungsformel des Landkreises Rotenburg (Wümme) anstelle der Wörter „mit der Bekanntmachung“ 
richtig heißen „rückwirkend zum 01.01.2009“. 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.05.2009 Nr. 9 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herausgeber, Schriftleitung und Druck: Landkreis Rotenburg (Wümme), Hopfengarten 2, 27356 Rotenburg (Wümme), 

Tel. 04261/983-0 
Nachdruck nur mit Genehmigung des Landkreises Rotenburg (Wümme) gestattet. 
Das Amtsblatt erscheint nach Bedarf, in der Regel am 15. und letzten jeden Monats. 
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